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Niederschrift 
über die 25. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Recht, Sicherheit und Digitalisierung 
am Donnerstag, 15. Februar 2024, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Vera Wilmes, Vorsitzende, CDU 
Dr. Andreas Buschmeier, 1. stellv. Vorsitzender, FDP 
Dorothee Köpp, 2. stellv. Vorsitzende, B90/Grüne 
Dr.-Ing. Martin Hoppe-Kilpper, Mitglied, B90/Grüne 
Thomas Volmer, Mitglied, B90/Grüne 
Esther Kalveram, Mitglied, SPD 
Norbert Sprafke, Mitglied, SPD 
Volker Zeidler, Mitglied, SPD 
Matthias Grund, Mitglied, CDU 
Jan Hörmann, Mitglied, CDU 
Violetta Bock, Mitglied, DIE LINKE (Vertretung für Frau Jenny Schirmer) 
Michael Werl, Mitglied, AfD 
 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates (bis 17:59 Uhr) 
Werner Wiegand, Vertreter des Seniorenbeirates 
 
Magistrat 
Heiko Lehmkuhl, Stadtrat, CDU 
 
Schriftführung 
Sabine John, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Jennifer Rieger, Stadtverordnete, Die PARTEI 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Bernd Kessler, Ordnungsamt 
Dr. Sandra Büchsel, Rechsamt 
Marco Ferreira Vieira, Rechtsamt 
Dr. Johannes Kuntze, Rechtsamt 
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1. Einladung des Kompetenzzentrums für Digitalisierung               101.19.706 
2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung 

von Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung und 
ehrenamtlich Tätige vom 9. Dezember 2019 in der Fassung 
der Ersten Änderung vom 17. Juli 2023 (Zweite Änderung) 

101.19.1008 

3. Satzung für das Jugendgremium in der Stadt Kassel (Satzung 
Jugendgremium) 

101.19.1017 

4. Wahlordnung für das Jugendgremium in der Stadt Kassel 
(Wahlordnung Jugendgremium) 

101.19.1018 

5. Einführung einer Satzung über die Durchführung von 
Einwohnerbefragungen, einer Anwendungssoftware für 
Bürgerbefragungen sowie eines zugehörigen 
Diskussionsforums 

101.19.950 

6. Kontrollen durch die Stadtpolizei in der Gastronomie 101.19.994 
7. Bußgeld Versammlungsfreiheit 101.19.995 
8. Verzicht auf einen Strafantrag bei Fahren ohne gültigen 

Fahrschein 
101.19.996 

9. Berichtsantrag zur aktuellen Situation der Trinker- und 
Drogenszene am Lutherplatz 

101.19.1000 

 
 
Vorsitzende Wilmes eröffnet die mit der Einladung vom 8. Februar 2024 
ordnungsgemäß einberufene 25. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 
Sicherheit und Digitalisierung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
Vorsitzende Wilmes teilt mit, dass die eingeladene Vertreterin des 
Kompetenzzentrums für Digitalisierung im ländlichen Raum krankheitsbedingt 
heute nicht an der Sitzung des Ausschusses teilnehmen kann. Der Bericht zum 
Tagesordnungspunkt 1 wird daher für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
Vorsitzende Wilmes stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
 
 
1. Einladung des Kompetenzzentrums für Digitalisierung 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 27. Februar 2023 
Bericht des Magistrats 
-101.19.706- 

 
Abgesetzt 
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3 von 8 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung von Mitgliedern 
der Stadtverordnetenversammlung und ehrenamtlich Tätige vom 9. 
Dezember 2019 in der Fassung der Ersten Änderung vom 17. Juli 2023 
(Zweite Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.1008 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Entschädigung von Mitgliedern der 
Stadtverordnetenversammlung und ehrenamtlich Tätige vom 9. Dezember 2019 
in der Fassung der Ersten Änderung vom 17. Juli 2023 (Zweite Änderung) in der 
aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Entschädigung von Mitgliedern der Stadtverordnetenversammlung und 
ehrenamtlich Tätige vom 9. Dezember 2019 in der Fassung der Ersten Änderung 
vom 17. Juli 2023 (Zweite Änderung), 101.19.1008, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Köpp 
 
 
3. Satzung für das Jugendgremium in der Stadt Kassel (Satzung 

Jugendgremium) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.1017 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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4 von 8 „Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung für das 
Jugendgremium in der Stadt Kassel (Satzung Jugendgremium) in der aus der 
Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung für das Jugendgremium in der Stadt 
Kassel (Satzung Jugendgremium), 101.19.1017, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Sprafke 
 
 
4. Wahlordnung für das Jugendgremium in der Stadt Kassel (Wahlordnung 

Jugendgremium) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.19.1018 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Wahlordnung für das 
Jugendgremium in der Stadt Kassel (Wahlordnung Jugendgremium) in der aus 
der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: AfD 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
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5 von 8 Dem Antrag des Magistrats betr. Wahlordnung für das Jugendgremium in der 
Stadt Kassel (Wahlordnung Jugendgremium), 101.19.1018, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Grund 
 
 
5. Einführung einer Satzung über die Durchführung von 

Einwohnerbefragungen, einer Anwendungssoftware für 
Bürgerbefragungen sowie eines zugehörigen Diskussionsforums 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.19.950 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadt Kassel führt analog der Stadt Tübingen (BW) eine „Satzung über die 
Durchführung von Einwohnerbefragungen“, eine entsprechende Software für 
Bürgerbefragungen (Bürgerbefragungs-Applikation oder kurz „BürgerApp“) zur 
Anwendung auf mobilen und stationären Endgeräten sowie ein zugehöriges 
Diskussionsforum zum Meinungsaustausch der Bürger ein. Hierbei sollen alle 
Facetten der Tübinger „BürgerApp“ bzw. der „Satzung über die Durchführung 
von Einwohnerbefragungen“ und des zugehörigen „Tübinger 
Diskussionsforums“ berücksichtigt werden (Möglichkeit der Abstimmung per 
Briefwahl, via Tablet im Rathaus, Internet etc.). 

 
Stadtverordneter Werl, AfD-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
 
Im Laufe der Diskussion beantwortet Stadtrat Lehmkuhl die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, DIE LINKE, FDP 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Einführung einer Satzung über die 
Durchführung von Einwohnerbefragungen, einer Anwendungssoftware für 
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abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bock 
 
 
6. Kontrollen durch die Stadtpolizei in der Gastronomie 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.994 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Gastronomiebetriebe wurden mit Beteiligung der Stadtpolizei 2022 
und 2023 kontrolliert? (bitte aufschlüsseln nach Art der Gastronomie) 

2. Aus welchen Anlässen wird kontrolliert? 
3. Wie viele und welche Art von Verstößen wurden festgestellt? 

 
Stadtrat Lehmkuhl beantwortet die Anfrage und im Anschluss zusammen mit 
Herrn Kessler, Ordnungsamt, die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Die schriftliche Beantwortung wird der Niederschrift beigefügt. 
 
Nach Beantwortung durch Stadtrat Lehmkuhl erklärt Vorsitzende Wilmes die 
Anfrage für erledigt. 
 
 
7. Bußgeld Versammlungsfreiheit 

Anfrage Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.995 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Demonstrationen und Kundgebungen wurden in Kassel in 
Zusammenhang mit dem Nahost-Konflikt seit dem 7. Oktober angemeldet? 

2. Wie viele davon wurden verboten und auf welcher Grundlage? 
3. Wie viele Personen haben Bußgeldschreiben aufgrund der Demonstration am 

13. Oktober erhalten? 
4. Auf welcher Grundlage wurde die Höhe des Bußgelds festgelegt? 
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7 von 8 Stadtrat Lehmkuhl beantwortet die Anfrage und im Anschluss die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
Nach Beantwortung durch Stadtrat Lehmkuhl erklärt Vorsitzende Wilmes die 
Anfrage für erledigt. 
 
 
8. Verzicht auf einen Strafantrag bei Fahren ohne gültigen Fahrschein 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- 101.19.996 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, ihrer städtischen Beteiligungsgesellschaft KVG 
über den KVV Konzern die gesellschaftsrechtliche Weisung zu erteilen, auf die 
Stellung eines Strafantrags bei Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs 
ohne gültigen Fahrschein zu verzichten. Die Regelungen zum erhöhten 
Beförderungsentgelt beim Fahren ohne gültigen Fahrschein bleiben hiervon 
unberührt. 

 
Stadtverordnete Bock, Fraktion DIE LINKE, begründet den Antrag ihrer Fraktion. 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, FDP, AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE betr. Verzicht auf einen Strafantrag bei Fahren 
ohne gültigen Fahrschein, 101.19.996, wird abgelehnt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Buschmeier 
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Lutherplatz 
Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.19.1000 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, dem Ausschuss für Recht, Sicherheit und 
Ordnung umgehend über die aktuelle Situation am Lutherplatz zu berichten und 
gleichzeitig darzulegen, welche Maßnahmen er, in Zusammenarbeit mit der 
Landespolizei, ergreifen will, um die offensichtlich eskalierende Lage zu 
entschärfen und mit welchen konzeptionellen Überlegungen er der 
Gesamtproblematik begegnen will. 

 
Stadtverordneter Zeidler, SPD-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
 
Im Rahmen einer kontroversen Diskussion stellt Stadtverordnete Köpp, Fraktion 
B90/Grüne, einen Antrag auf kurze Sitzungsunterbrechung wegen 
Beratungsbedarf. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 
 
Nach der Sitzungsunterbrechung erfolgt die Abstimmung. 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Dem Antrag der SPD-Fraktion betr. Berichtsantrag zur aktuellen Situation der 
Trinker- und Drogenszene am Lutherplatz, 101.19.1000, wird zugestimmt. 
 
Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Werl 
 
Ende der Sitzung: 18:15 Uhr 
 
 
Vera Wilmes Sabine John 
Vorsitzende Schriftführerin 
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